Margret Gottschlich MdL

Pressegespräch Freitag, 30. November 2007

12 Uhr - Schloss Herten

        Themen: Halbzeitbilanz der Landesregierung

Auswirkungen der Politik auf  Herten und Marl

Tätigkeitsbericht
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Politik der sozialen Kälte und des rücksichtslosen „Privat vor Staat“.
Der Ministerpräsident will ablenken von einer Politik der gebrochenen Versprechen. Seine so genannte „Koalition der Erneuerung“ ist längst zu einer Koalition der Enttäuschung geworden. Sie richtet sich gegen Kinder und Jugendliche, gegen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, gegen Frauen und Familien, aber auch gegen Städte und Gemeinden. Kinder, Jugend, Familie Die Kleinsten sind die größten Verlierer.

Die Mittel für die Kindergärten in NRW sind bereits im ersten Haushalt der Landesregierung massiv um 156,9 Millionen Euro zurückgefahren worden. Dieses Geld fehlt jetzt Jahr für Jahr. Und das obwohl der Ministerpräsident 2006 zum „Jahr des Kindes“ ausgerufen hatte. Gleiches gilt auch für den Landesjugendplan. Die versprochenen 21 Millionen Euro sind nicht aufgestockt: worden. 

Das neue Kinderbildungsgesetz ist ein Spargesetz. Im Klartext: Es geht darum, den Haushalt auf Kosten der Kinder zu sanieren.

Hinzu kommt: Die Landesregierung hat sich bei den Elternbeiträgen für Kindertageseinrichtungen aus der Verantwortung gestohlen. Sie hat den Elternbeitragsdefizitausgleich abgeschafft. Das bedeutet: Die Gemeinden mit Haushaltssicherungskonzepten oder Nothaushalten werden durch die Kreisaufsicht "gezwungen"  die Elternbeiträge anzuheben. Die Folge: Durch die drastischen Erhöhungen bei den Kindergartenbeiträgen ist die Gefahr groß, dass sich die oberen Gehaltsgruppen andere Betreuungsmöglichkeiten suchen und die sog. "Problemkinder" -verbleiben. Auch hier wird das Ziel, Chancengleichheit für alle Kinder, nicht erreicht. Für die Träger stellt sich noch ein anderes Problem:  Dadurch, dass Eltern erst zu Beginn eines neuen Kindergartenjahres entscheiden, welche Betreuungsstundenzahl sie wünschen, ist eine verlässliche Finanzierung und eine ausreichende Personalplanung nicht möglich. Ein Personalmangel ist vorhersehbar; der Bildungsauftrag kann nicht erfüllt werden. Es fehlt Zeit für die Arbeit am und mit dem Kind sowie für notwendige Elterngespräche.   
SPD: Es ist möglich, ohne zusätzliche Schulden insbesondere die Bereiche Kindergärten und Schulen finanziell zu stärken und dabei wichtige strukturelle Änderungen einzuleiten. Im Bereich der Kindergärten und Kindertagesstätten wären damit die von Schwarz-gelb verursachten Elternbeitragserhöhungen vermieden worden. Höhere Kindergartenbeiträge sind aber völlig der falsche Weg. Wir treten für die Abschaffung der Kindergartenbeiträge ein. Der Besuch des letzten Kindergartenjahres vor der Grundschule soll verpflichtend sein und im Gegenzug völlig beitragsfrei.
  Bildungspolitik auf dem Rücken von Kindern und Eltern.
Die Bildungspolitik der Landesregierung ist zutiefst ungerecht. Die Abschaffung der Grundschulbezirke, das Aushebeln des Elternwillens durch verbindliche Grundschulgutachten und Prognoseunterricht, weniger statt mehr Durchlässigkeit im  Schulsystem sowie die Einführung von Studiengebühren belegen: Dieser Regierung geht es nicht um mehr Teilhabe an Bildung in unserer Gesellschaft. Im Gegenteil: Diese Politik macht den Zugang zu Bildung enger, erschwert ihn. Das führt zu sozialer Ausgrenzung.
Die Abschaffung der Grundschulbezirke führt zu einem nicht unerheblichen Mehraufwand an Bürokratie. Durch Mehrfachanmeldungen muss der "Verbleib" von  Kindern immer wieder neu ermittelt werden und Listen erneuert werden. Zudem führt diese Handhabung bei "attraktiven" Schulen auch dazu, dass die Obergrenze der Klassenstärke immer öfter erreicht wird. Es wird in der Praxis "gute" und schlechte" Schulen geben. Zwangsläufig wird es aber auch Absagen geben müssen. Inwieweit die Eltern dann den Klageweg beschreiten, wird abzuwarten sein.
Und: Schwarz-Gelb sperrt sich gegen ein flächendeckendes Angebot an 

Ganztagsschulen. Fakt ist: In NRW werden nur Ganztagshauptschulen und die Offene Ganztagsgrundschule nur noch gebremst ausgebaut. Anstatt entsprechende Ressourcen auch für Realschulen und Gymnasien bereitzustellen, setzt die Landesregierung auf Samstag statt Ganztag. Bei den notwendigen investiven Maßnahmen in Ganztagsschulen werden die Kommunen im Stich gelassen.
Die Folgen in den Städten: Klagen von Elternpflegschaften, dass die Räumlichkeiten für die Übermittagbetreuung vielfach nicht ausreichen. Die Landesregierung befürwortet den Ganztagsbetrieb, macht ihn aber nicht zur Pflichtaufgabe im Gesetz. Dies wiederum führt insbesondere bei Städten mit Haushaltssicherungskonzepten  dazu, dass sie keine Mittel für die notwendigen Maßnahmen bereitstellen können. 

SPD: Bildung muss beitrags- und gebührenfrei sein - von der Kita bis zur Hochschule.

Kinder müssen länger gemeinsam lernen.

Alle Schulen müssen beitragsfrei werden.

Wir müssen den Elementarbereich ausbauen und seine Qualität verbessern.
Schwarz-Gelb belastet die Kommunen. 
 Im Koalitionsvertrag hatten CDU und FDP vollmundig versprochen, man sei sich einig, „dass die Kommunen finanzielle Handlungsspielräume zurückgewinnen müssen.“   Doch stattdessen hat die Landesregierung besonders schamlos auf Kosten der Ruhrgebietsstädte die eigenen Haushaltszahlen verbessert. 

Gezielte Änderungen beim Gemeindefinanzierungsgesetz haben zu schweren Belastungen und zu dauerhaften Kürzungen bei den Städten und Gemeinden geführt. Die Gemeinden werden dauerhafte Einnahmeverluste haben, weil der Anteil an der Grunderwerbsteuer nicht mehr fließt. 

Die Abschaffung der Stichwahl bei der Wahl der Bürgermeister und Landräte ist einmalig in Deutschland. In keinem Bundesland gibt es eine solche Beschneidung demokratischer Rechte der Bürgerinnen und Bürger. Demnächst werden wichtige Repräsentanten der Kommunen teilweise nur noch von rund 20 Prozent der Wahlberechtigten gewählt. 

Die Abkopplung der Wahlen der Bürgermeister und Landräte von der Wahl der Räte und Kreistage ist ein gravierender Fehler. Er führt zu einem Bedeutungsverlust der Wahlen zu Kreistagen und Stadträten und zu geringeren Wahlbeteiligungen. 

Der Verzicht auf die Einführung einer moderaten Sperrklausel erschwert die Arbeitsfähigkeit der Räte und Kreistage. Ihre Arbeit darf nicht durch viele kleine Splittergruppen lahm gelegt werden. 

Die Mitbestimmung im öffentlichen Dienst ist massiv beschnitten worden. Dabei wollte der Ministerpräsident NRW zum Land der Mitbestimmung machen. Gegen diese Politik gingen im August 2007 mehr als 10.000 Menschen auf die Straße. Sechs CDU-Abgeordnete gaben persönliche Erklärungen gegen die Änderungen am Landespersonalvertretungsgesetz  ab, weil sie dies nicht mit ihrem Gewissen vereinbaren können. Die Landesregierung blockiert auf der Bundesebene die Einführung von Mindestlöhnen, die es vielen Menschen ermöglichen würde, den Lebensunterhalt aus eigener Kraft zu bestreiten. 

Zerschlagung von Strukturen in der Frauenpolitik 
In der Frauenpolitik hat die Landesregierung nicht nur schwerwiegende Kürzungen vorgenommen, sondern ganze Strukturen unwiederbringlich zerschlagen. Durch den Wegfall der vierten Stelle in Frauenhäusern, können Frauen nicht mehr außerhalb der Bürozeiten aufgenommen werden. Zudem sind im letzten Jahr 100 Plätze für Frauen und Kinder in Frauenhäusern weggefallen. 
Auch der geplante Verkauf der Landesentwicklungsgesellschaft (LEG) läuft jeglicher sozialer Verantwortung zuwider. Die LEG ist längst ins Blickfeld milliardenschwerer  Finanzinvestoren geraten. Die Landesregierung will mit dem Verkauf von 100.000  landeseigenen Wohnungen wertvolles Tafelsilber verscherbeln. Die Interessen der Mieterinnen und Mieter spielen dabei – allen gegenteiligen Beteuerungen zum Trotz – nur eine untergeordnete Rolle.

Bei ihrer Politik gegen die Steinkohle hat der Ministerpräsident aus ideologischen Gründen die Interessen des Landes ignoriert: Die Landesregierung will den Steinkohlebergbau beenden, hat aber kein Konzept für die Regionen, in denen der Bergbau heute noch ein wichtiger Wirtschaftsfaktor ist. Diese betroffenen Regionen werden im Stich gelassen. Die Landesregierung hat keine Antwort auf den akut drohenden Verlust von mindestens 20.000 Arbeitsplätzen und rund 3000 Ausbildungsplätzen. 

Die angekündigte Verwaltungsstrukturreform hat sich nur zu einem Verschiebebahnhof für die Kommunen erwiesen. Kosten werden wieder einmal auf die Kommunen abgewälzt. Die immer wieder propagierte 1:1 Umsetzung wird bei den Kosten nicht eingehalten.
Weitere Infos:
Ausschuss für Bauen und Verkehr

Ausschuss für Frauenpolitik

Ausschuss für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Kleine Anfragen:

16. Januar 2007

Müllentsorgung im RZR in Herten

22. Januar 2007 
Auswirkungen der Kürzungen bei der      Schulleitungspauschale

06. September 2007
Lehrermangel an der Hauptschule Wiesenstraße in Marl

Im Zeitraum 2005 bis 2007 haben 11 Gruppen den Landtag besucht mit insgesamt  ca. 600 Menschen.  

Veranstaltungen "Politisches Frühstück" zu folgenden Themen:

17. September 2006, Gaststätte Weiß , Marl

Das neue Schulgesetz -  Einf.                

11. Februar 2007, Zeche Scherlebeck, Herten
Auswirkungen des    Schulgesetzes
22. April 2007, AWO Schürmannswiese, Herten
Kinderbildungsgesetz - Kibiz

14. Oktober 2007, Gaststätte Weiß, Marl                    Sicherheit in der Stadt
